
BERLIN

Es ist eine Aufgabe, die ihr einHerzensan-
liegen ist: Seit 2019 istKatarinaNiewiedzi-
al die Integrationsbeauftragte des Berliner
Senats. Die gebürtige Polin kam im Alter
von zwölf Jahren mit ihren Eltern nach
Deutschland – zunächst nach Bremerha-
ven, später zumStudiumnachBerlin.Und
die Herausforderungen sind gewaltig. Im
Podcast „Richter undDenker“mit Christi-
ne Richter erzählt die 44-Jährige, wie das
so läuft mit der Integration in Berlin, was
die größten Probleme sind und warum sie
Willkommensklassen skeptisch sieht. Ein
Auszug aus demPodcast, der in vollerLän-
ge zu finden ist unter www.morgenpost.de

Liebe Frau Niewiedzial, wir sind heute bei
Ihnen an der Potsdamer Straße in Tiergar-
ten. Sie sind seit vier Jahren im Amt. Wie
geht es Ihnen?
Katarina Niewiedzial:Mir geht es gut.Das
ist ein sehr schöner Job und eine tolles
Amt, welches ich für diese Stadt ausübe.
Wenn ich aber die vergangenen vier Jahre
Revue passieren lasse, dannmuss ich fest-
stellen, dass eine Krise die nächste jagt.
Ich bin im Mai 2019 ins Amt gekommen,
und 2020 begann die Corona-Pandemie –
die erste große Krise, bei der ich mich da-
für eingesetzt habe, alle Communities in
der Stadtmitmehrsprachigen Informatio-
nen und anschließend mit niedrigschwel-
ligen Impfangeboten zu erreichen. Coro-
na war noch nicht vorbei, als der Krieg in
der Ukraine ausbrach. Seitdem haben
mehr als 350.000 Geflüchtete Berlin er-
reicht. 40.000 bis 60.000 Menschen aus
derUkrainehabenhier inBerlin ihreneue
Heimat gefunden.

Sie kommen aus Polen. Wie kam es, dass
Ihre Elternmit Ihnen nachDeutschland ge-
zogen sind?
Meine Eltern sind als Spätaussiedler An-
fang der 1990er-Jahre nach Deutschland
gekommen, nach Bremerhaven. Ich war
zwölf und konnte kein Wort Deutsch. Es
war gerade die Zeit des Umbruchs, meine
Eltern haben irgendwann die Entschei-
dung getroffen, aus Polen wegzugehen.
Ich wurde nicht gefragt. Natürlich haben
meine Eltern gesagt, wir machen das für
die Kinder. Das ist auch heute dieMotiva-
tion von vielen Menschen, die ihre Hei-
mat verlassenund einen steinigenWegauf
sich nehmen.

Kurz nach dem Mauerfall war vieles in
Europa in Bewegung, inDeutschland brach
auch eine ganz neue Zeit an. Wie ging es für
Sie weiter?
Ich wurde zunächst in einer Willkom-
mensklasse unterrichtet. Dort habe ich al-
lerdings nur wenig Deutsch gelernt, weil
die anderen Kinder in der Klasse auch
kein Deutsch sprachen. Deswegen stehe
ich dem Konzept der Willkommensklas-
sen etwas skeptisch gegenüber. Als wir
endlich eine Wohnung gefunden hatten
und die Flüchtlingsunterkunft verlassen
konnten, bin ich in einem typischen mig-
rantischen Viertel zu Schule gegangen.
Dort hatten wir ein sehr gutes Förderkon-
zept: Während meine Schulkameradin-
nen und -kameraden regulären Deutsch-
unterricht hatten, besuchte ich mit einer
kleinenGruppedenFörderunterricht. Ich
hatte einen wunderbaren Deutschlehrer,
er war türkeistämmig undwusste ganz ge-
nau, worauf es beim Sprachenlernen an-
kommt. Durch ihn habe ich sehr schnell
Deutsch gelernt.

Bildung gilt als Schlüssel zur Integration.
Konnten Sie auch Abitur machen?
Ichbesuchte zunächstdieRealschule.Um
Abitur zu machen, fehlte mir neben Eng-
lisch eine zweite Fremdsprache. Glückli-
cherweise gab es im Land Bremen die
Möglichkeit, sich die Herkunftssprache
als Zweitsprache anerkennen zu lassen.
Ich legte eine Sprachprüfung in Polnisch
ab und konnte so meinen Bildungsweg
weitergehen. Ich habe dann Abitur ge-
macht und studiert.

jungen Menschen ihre Zukunftschancen
nicht verbauen. Bis zu sechs Monate auf
einen Schulplatz zu warten, ist nicht zu
akzeptieren.

Haben Sie schon eine Antwort bekommen?
Ja, es gab eineAntwort und auch eine Ein-
ladung zum Gespräch. Unser Ziel war es,
ins Gespräch zu kommen. Das Positions-
papier, das ich aufmeinerHomepage pub-
liziert habe, soll ein Angebot zur Zusam-
menarbeit sein. Wir wollen unterstützen
und helfen – gerade als Integrationsbeauf-
tragte oder Partizipationsbeauftragte der
Bezirke. Sobald dieRegierung gebildet ist,
werde ich das Gespräch mit dem neuen
Bildungssenat suchen.

Eine Möglichkeit wäre, und das hatten Sie
angesprochen, diese Kinder auch digital zu
unterrichten, wenn es keinen Platz in der
Schule gibt. Gar nichts mit ihnen zu ma-
chen, ist jadie schlechtesteallerLösungen…
Das finde ich auch.

Wie sieht Ihr Alltag als Integrationsbeauf-
tragte aus?
Eigentlich habe ich zwei Jobs: Zum einen
habe ich eine Ombudsfunktion und bin
die Interessensvertreterin für Menschen
mit Migrationsgeschichte. Was sind ihre
Belange? Was sind ihre Probleme? Was
sind ihre Interessen? Zum anderen leite
ich die Abteilung Integration in der Se-
natsverwaltung, mit rund 70 Beschäftig-
ten.Es geht darum,die Integrationspolitik
des Berliner Senats zu koordinieren und
zu gestalten.

Was sind die größten Probleme? Die Fragen
desAufenthaltsrechts?Oder dieWohnungs-
not in Berlin?
Umdiese Themen geht es in unsererBera-
tungsstelle.Wir sindhier inderDienststel-
le in der Potsdamer Straße 65. Unter uns,
imErdgeschoss, gibt esdasWillkommens-
Zentrum, das ist die Beratungsstelle der
Integrationsbeauftragten. Dort beraten
wir zum Beispiel zum Aufenthaltsrecht,
zum Arbeitsmarkt oder zur Frage der An-
erkennungvon internationalenQualifika-
tionen. Neben der Einzelfallberatung im
Willkommenszentrummöchte ich als Be-
auftragte aber auch strukturell etwas ver-
ändern. Bei dem Querschnittsthema In-
tegration habe ichmit allen Politikfeldern
zu tun –Bildung, Arbeitsmarktpolitik, So-
zialpolitik. Ich wirke also auf die anderen
Senatsverwaltungen ein, damit sie bei
ihren Maßnahmen und Programmen alle
Menschen und Zielgruppen im Blick ha-
ben.Wir sind eineMigrationsgesellschaft.
40 Prozent der Berliner Bevölkerung ha-
ben einenMigrationshintergrund.

UndsindSiemit derLage inBerlin zufrieden?
Ich habe leider immer wieder das Gefühl,
dassunsereVerwaltungnicht ausreichend
auf die Migrationsgesellschaft ausgerich-
tet ist. Das fängt schon bei der Mehrspra-
chigkeit der Serviceleistungen an:Warum
sind wir nicht in der Lage, Formulare in
verschiedenen Sprachen bereitzustellen?
Oder in der Sozial- und Bildungspolitik:
Welche Maßnahmen ergreifen wir, um
Kindern aus migrantischen Familien
mehr Kitaplätze anzubieten? Statistisch
gesehen erhalten in Berlin Familien mit
geringen Einkommen seltener einen Kita-
platz als eine Mittelschichtsfamilie.
Außerdem wäre es wichtig, allen zuge-
wanderten Personen den Zugang zum
Arbeitsmarkt zu ermöglichen – und zwar
nicht als prekärBeschäftigte, sondern ent-
sprechend ihrer Qualifikationen. Das al-
les gelingt uns noch nicht gut. Oder ich
formuliere es anders: Wir haben noch
Hausaufgaben zu machen.

Was muss geschehen?
Wir als Staat müssen uns noch stärker für
diese Zielgruppe öffnen. Wir müssen bes-
ser verstehen,was die Belange und dieBe-
darfe vonZugewanderten sind.Das schaf-
fen wir nur, wenn wir auch in unseren
staatlichen Institutionen die Perspektive
dieserMenschenstärkerabbilden.Dasbe-
deutet: Wir brauchen Menschen in den
staatlichen Stellen, die selbst eine Migra-
tionsgeschichte haben.

In denBehörden, auch indenBürgerämtern
wird häufig nur Deutsch gesprochen, es gibt
keine mehrsprachigen Unterlagen. Ein
Problem in einer internationalenMetropole
wie Berlin?
Wir haben in der Tat eineDiskrepanz zwi-
schen einer wahnsinnig attraktiven inter-
nationalen Metropole auf der einen Seite
– die Menschen kommen immer noch
sehr gerne nachBerlin – undden lange ge-
wachsenen staatlichen Strukturen auf der
anderen Seite. Es gibt in der Berliner Ver-
waltung oft noch zu wenig Service-Orien-
tierung, sondern es gilt das Motto: Der
Bürger hat zu liefern. Eines meiner Ziele
ist es deshalb, derVerwaltung ein freundli-
cheres Gesicht zu verleihen. Wir brau-
chen eine dienstleistungsorientierte, mo-
derne und auch mehrsprachige Verwal-
tung. Nur dann können wir das Signal an
die Menschen aussenden: Ihr seid will-
kommen! Wir brauchen diese Menschen
nämlich – die, die hier sind, aber auch die,
die zu uns kommen wollen.

Warum sind Sie nach Berlin gekommen?
Als Politikwissenschaftlerinwollte ich un-
bedingt im politischen Berlin arbeiten.
Deshalb bin ich im Jahr 2000 zumHaupt-
studiumandie FreieUniversität Berlin ge-
kommen. Politisch war das eine spannen-
deZeit, insbesonderewegenderOsterwei-
terung der Europäischen Union. Mit dem
Thema habe ich mich im Studium viel be-
schäftigt. Durch einen Zufall machte ich
aber mein erstes Praktikum in dieser

Dienststelle –damalsnochbei derAuslän-
derbeauftragten Barbara John. Heute bin
ich stolz, dass ich in ihre Fußstapfen getre-
ten bin.

Wie ist denn Ihren Eltern, die wahrschein-
lich auch kein Deutsch konnten, die Integ-
ration gelungen?
MeinenEltern ging es so,wie es ganzvielen
anderen Migrantinnen und Migranten
geht. Als ich klein war, hat mein Vater im-
mer einenklugenSatz gesagt: JederAnfang
ist schwer. Meine Eltern haben mit Mitte
30 ganz neu in Deutschland angefangen,
ohne die gesellschaftliche Struktur oder
dieSprache zukennen. Siehabenalles hin-
ter sich gelassen und von vorne begonnen.
Das ist eine Lebensleistung, die wir als Ge-
samtgesellschaft nicht genug würdigen,
wie ich finde. Als Beauftragte ist esmir des-
halb wichtig, immer wieder den Beitrag,
den Migrantinnen und Migranten leisten,
hervorzuheben und wertzuschätzen.

Wie wichtig ist die Sprache, damit Integra-
tion gelingt?
Die Sprache ist der Schlüssel zur Integra-
tion. Trotzdem muss man auch anerken-
nen, dass Menschen gerade im erwachse-
nenAlter nicht sofort und schon gar nicht
akzentfrei Deutsch lernen werden. Mein
Vater spricht auch nach dreißig Jahren
kein perfektes Deutsch, und wenn er zum
Arzt muss, bittet er mich manchmal um
Hilfe. Seit den 2000er-Jahren besteht in
Deutschland die Möglichkeit, Integra-
tionskurse, also Deutschkurse, zu besu-
chen. Diese Sprachkurse sind sehr nach-
gefragt. Empirisch lässt sich gut zeigen,
dass mit der Einführung der Integrations-
kurse die Sprachkenntnisse von Zuge-

wanderten und damit ihre Möglichkeiten
der gesellschaftlichen Teilhabe kontinu-
ierlich steigen.Weil dasErlernenderSpra-
che so wichtig ist – und zwar unabhängig
von Aufenthaltstitel und Herkunftsland –
finanziert das Land Berlin Sprachkurse
für Menschen, die keinen Anspruch auf
Integrationskurse haben. Dieses freiwilli-
ge Angebot wird sehr gut angenommen,
reicht aber bei weitem nicht aus, um allen
einen Sprachkurs anzubieten.

Das ist doch eine gute Entwicklung...
Absolut. Man muss in der Diskussion um
fehlende Sprachkenntnisse immer genau
hinschauen – wie lange sind die Men-
schen inDeutschland, gehören sie derGe-
neration an, die noch keine Möglichkeit
hatte, Deutsch zu lernen? Also der klassi-
schen Gastarbeiter*innen-Generation
der 1960er und 1970er-Jahre? Häufig
wird vergessen, dass es damals überhaupt
keineMöglichkeit gab,Deutschzu lernen.

Sie sagten, Sie sehen dieWillkommensklas-
sen, die Sie selbst mal besucht haben, skep-
tisch. Warum?
Kinder lernen schnell, sie lernen durch
Nachahmung und durch Kommunika-
tion. Das heißt, ich muss ganz viele Gele-
genheiten schaffen, dass Kinder die Mög-
lichkeit bekommen, ihre neue Sprache
auch aktiv zu nutzen. Das fällt schwerer,
wenn neuzugewanderte Kinder in einer
Willkommensklasse unter sich sind. Des-
wegen finde ich es gut, wenn Kinder nach
Möglichkeit sofort eine Regelklasse besu-
chen. Schule ist der integrative Ort
schlechthin. Wir sollten die Chance nut-
zen, die sechs oder acht Stunden am Tag
möglichst gemeinsam zu gestalten. Eine

Segregation in den Schulen tut unserer
Gesellschaft nicht gut.

Sind die Berliner Schulen gut aufgestellt?
DieBerliner Schulenwaren schon vor der
Fluchtmigration aus der Ukraine krisen-
behaftet. Wir haben nicht genug Schul-
plätze, wir haben eine veraltete Lehrer-
schaft, die demnächst in großer Zahl in
Rente gehen wird. Die Schulen sind digi-
tal nicht gut aufgestellt, obwohl wir in der
Corona-Zeit die technischen Vorausset-
zungen verbessert haben.

Wieso? Werden die Möglichkeiten nicht ge-
nutzt?
Ich hätte mir gewünscht, dass wir die Kon-
zepte, die während der Corona-Pandemie
entwickelt und erprobt wurden, beibehal-
ten und damit auch neuzugewanderten
Kindern die Beschulung ermöglichen –
trotz der Raumnot. Stattdessen warten ak-
tuell rund 2000 Kinder seit Monaten auf
einen Schulplatz. Das ist nicht vereinbar
mit der Schulpflicht und dem Recht auf
SchuleundBildung.DasmachtmirSorgen.

Dies betrifft Kinder aus der Ukraine? Oder
auch aus anderen Ländern?
Es betrifft grundsätzlich geflüchtete Kin-
der und Jugendliche, darunter auch viele
unbegleitete Jugendliche. Weil dieser Zu-
stand unerträglich ist, habe ich mich vor
kurzem in einem Positionspapier gemein-
sam mit allen zwölf Partizipationsbeauf-
tragten der Bezirke an die Bildungssena-
torin gewandt. Mit sehr konkreten Vor-
schlägen plädieren wir dafür, neue, tem-
poräre Lösungen zu suchen und außer-
halb des bisherigen Rahmens zu denken.
Wir müssen etwas tun, damit wir diesen

Die Integrationsbeauftragte des Landes, Katarina Niewiedzial. Sie ist selber zugewandert, zog als Kind mit ihren Eltern von Polen nach Deutschland. JÖRG KRAUTHÖFER / FFS

„Wir brauchen einemoderne und
auchmehrsprachige Verwaltung“

Die Integrationsbeauftragte
des Berliner Senats,
Katarina Niewiedzial,
über Fortschritte
bei der Integration
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